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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Die Diskussion Uber Gewalt insbesondere von Jugendlichen und Auslandern steht oft im
Zusammenhang mit tédlich oder mit schwersten Verletzungen endenden Einzelfallen,
von denen es auch im Berichtsjahr 2008 einige gab. Aber auch die Wissenschaft befasst
sich vermehrt mit diesem Phédnomen. Eine Studie der kriminalistischen Institute der
Universitaten Zarich und Lausanne stellte fest, dass die Zahl der brutalen Gewalt- und
Sexualdelikte in der Schweiz in den letzten zwanzig Jahren stark angestiegen ist. Bei
einigen Gewaltdelikten belegt die Schweiz gemass dieser internationalen Studie heute
sogar einen Spitzenrang. Solche Delikte sind gemass Projektleiter Martin Killias auch ein
Migrantenproblem, indem sie oft von Jugendlichen mit Wurzeln im Balkan begangen
werden. Andere Untersuchungen in den Notfallstationen von Spitalern belegten eine
starke Zunahme nicht nur der Einlieferungen infolge von Schlagereien, sondern auch
der dabei erlittenen schweren Kopfverletzungen. '

Von den Justizbehdérden und der Politik wurde vermehrt Kritik am neuen
Sanktionssystem im Strafgesetzbuch gedussert, das kurzere Freiheitsstrafen durch
bedingt oder unbedingt ausgesprochene Geldstrafen ersetzt hat. Die Richter
bestimmen dabei zuerst verschuldensabhéngig die Anzahl Tage und legen dann einen
Tagessatz in Franken fest, bei dem sie auf die wirtschftliche Lage der verurteilten
Person Rucksicht nehmen. Diese Tagessatze fallen fir Arme wie zum Beispiel
Sozialhilfeempfanger oder illegal Anwesende, die von der Nothilfe leben, so niederig
aus, dass kaum mehr von einer Strafe gesprochen werden kann. Der Nationalrat
beauftragte den Bundesrat mit einem Postulat Sommaruga (sp, GE), einen Bericht lUber
allfallige unerwunschte Auswirkungen und maégliche Gegenmassnahmen vorzulegen. Die
FDP hatte bereits im Sommer eine parlamentarische Initiative eingereicht, welche die
Abschaffung der Geldstrafen oder die Zurlckstufung auf eine Ergédnzungsstrafe zu
Freiheitsstrafen oder zu gemeinnutzigen Einsatzen fordert. Die SVP schloss sich einen
Monat spater diesen Forderungen an. ?

Die Kritik am neuen Sanktionssystem im Strafgesetzbuch, das unter anderem kirzere
Freiheitsstrafen durch bedingt oder unbedingt ausgesprochene Geldstrafen ersetzt
hat, ging im Berichtsjahr weiter. Auch der Bundesrat teilte die Meinung, dass das neue
Sanktionssystem einige Probleme geschaffen hat. Er sprach sich aber gegen sofortige
Einzelkorrekturen aus und kindigte an, seine Revisionsvorschlage aufgrund einer
Gesamtschau erarbeiten zu wollen. ®

Die erst am 1. Januar 2011 in Kraft getretene Schweizerische Strafprozessordnung
(StPO), in welcher erstmals das formale Strafrecht gesamtschweizerisch geregelt wird,
war bereits Gegenstand heftiger Kritik. So wollte Staatsrechtsprofessor Martin Killias
gegen die Strafprozessordnung vorgehen. Seiner Ansicht nach mache sie Gerechtigkeit
zur Geldfrage und gewahre den Opferschutz nur ungentigend. *

Zwei tragische Vorfélle entfachten eine lebhafte Diskussion Gber den Strafvollzug in der
Schweiz. Im Mai war die 19-jdhrige Marie aus Payerne von einem 39-jahrigen,
vorbestraften Delinquenten entfihrt und erdrosselt worden. Im September wurde die
Genfer Sozialtherapeutin Adeline M. von Fabrice A., einem seit 12 Jahren einsitzenden
Sexualstraftater, den sie im Rahmen eines Resozialisierungsprogramms allein zu einem
Reiterhof begleitete, getotet. Die beiden Mordfélle liessen verschiedene Aspekte des
Schweizer Strafvollzugsféderalismus Gegenstand heftiger Kritik werden, die sowohl im
Parlament als auch in der Presse artikuliert wurde. Konsens bestand darlber, dass die
beiden traurigen Vorfalle die Defizite im Strafvollzug deutlich zu Tage férderten. Uneinig
war man sich hingegen bezlglich der Massnahmen, mit denen diese Fehler behoben
werden sollten. Wahrend Strafrechtsexperten und die Gefangenenorganisation Reform
91 eine starkere Zentralisierung des Strafvollzugs - mitunter die Schaffung eines
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zentralen Registers fur Sexualstraftater, Gutachter und Gerichte - forderten, wehrten
sich die Kantone weiterhin gegen ein nationales Strafvollzugsgesetz. Zudem gerieten mit
dem Fall von Genf auch die psychiatrischen Gutachten und deren Verfasser in die
Kritik. Es zeigte sich, dass eine gesetzliche Qualitatssicherung in den meisten Kantonen
fehlt. ®

Ende August 2019 eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Anpassung des
DNA-Profil-Gesetzes. Die Strafverfolgungsbehoérden sollen aus einer am Tatort
gefundenen DNA-Spur nicht mehr nur das Geschlecht, sondern neu auch die Augen-,
Haar- und Hautfarbe, die biogeografische Herkunft und das Alter der Person
bestimmen durfen. Ziel dieser sogenannten Phanotypisierung ist es, Ermittlungen und
Fahndungen fokussierter durchfihren, den potenziellen Taterkreis eingrenzen und
Unbeteiligte rasch ausschliessen zu kénnen. Eine Phéanotypisierung soll auf Anordnung
der Staatsanwaltschaft und nur bei Verbrechen, d.h. Straftatbestdanden mit einer
minimalen Strafandrohung von drei Jahren Freiheitsstrafe, durchgefihrt werden
durfen. Die Verwendung der Analyseergebnisse ist auf die Ermittlungen in einem
konkreten, aktuellen Fall begrenzt; sie sollen nicht in der DNA-Datenbank gespeichert
werden. Damit wird eine vom Parlament Uberwiesene Motion Vitali (fdp, LU; Mo.
15.4150) umgesetzt, die eine gesetzliche Grundlage flr die Auswertung der codierenden
DNA-Abschnitte forderte. Weiter will der Bundesrat in Umsetzung des Postulats
16.3003 die Regelung zur Léschung von DNA-Profilen vereinfachen. Er sieht vor, dass
neu bereits im Strafurteil festgelegt werden soll, wie lange das DNA-Profil eines Taters
oder einer Taterin in der DNA-Datenbank aufbewahrt wird. Zudem soll die vom
Bundesstrafgericht fur zulassig erklarte Ermittlungsmethode des erweiterten Suchlaufs
mit Verwandtschaftsbezug ausdricklich im Gesetz verankert werden: Kann einer am
Tatort gefundenen DNA-Spur kein Treffer in der Datenbank zugeordnet werden, darf
geprift werden, ob im System sehr &hnliche Profile, d.h. nahe Verwandte der gesuchten
Person, verzeichnet sind. Uber eine Kontaktaufnahme zu den Verwandten kénnen die
Strafverfolgungsbehdérden anschliessend versuchen, die gesuchte Person ausfindig zu
machen.

In der Presse zeigte sich die Luzerner Staatsanwaltschaft entschlossen, die
Ermittlungen im sistierten «Fall Emmen» wieder aufzunehmen, sobald die neue
Gesetzesgrundlage in Kraft trete. Im Sommer 2015 hatte die Vergewaltigung einer
seither querschnittgeldhmten jungen Frau in Emmen (LU), bei der der Tater trotz DNA-
Massentest bisher nicht gefunden werden konnte, eine &ffentliche Debatte Gber die
DNA-Analyse als Ermittlungsmethode angestossen. Der Fall hatte auch am Ursprung der
Motion Vitali gestanden, die mit der vorgeschlagenen Gesetzesdanderung umgesetzt
werden soll. Bedenken wegen des zusatzlichen Eingriffs in die Grundrechte ausserte
dagegen der EDOB Adrian Lobsiger. Er zége es vor, wenn die Phanotypisierung nur bei
schweren Verbrechen gegen Leib und Leben, die Freiheit oder die sexuelle Integritat
zulassig ware und nicht von der Staatsanwaltschaft, sondern nur von einem
Zwangsmassnahmengericht angeordnet werden durfte. Ausserdem betonte er die
eingeschrankte Genauigkeit der Phanotypisierung - bei blonden Haaren beispielsweise
sei die Vorhersage nur zu 69 Prozent zutreffend -, weshalb die Analyseergebnisse nicht
als Beweise missverstanden werden durften. ¢

Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhillungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhullungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen flr die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenlber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Geféahrdung
fir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
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neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnutz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdordenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was dartber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes flur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Birgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt flr die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen>»
werde, wie sie der «Tribune de Geneve» erkléarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genugend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wéare hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ilhrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenuber dem geltenden Recht. Demgegeniber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen durfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Ricksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos».’
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Innere Sicherheit

Der Sténderat hatte in der Frihjahrssession 2020 die vom Bundesrat vorgeschlagenen
polizeilichen Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT) weitgehend unveréndert
Ubernommen. Damit sollen terroristische Gefahrderinnen und Gefahrder als letztes
Mittel unter Hausarrest gestellt werden kénnen, auch wenn sie noch minderjahrig sind.
Daran entzindete sich nachfolgend eine O&ffentliche Debatte Uber die
Rechtsstaatlichkeit solcher Massnahmen. Wer ein Gefdhrder oder eine Geféhrderin ist,
sei nur «ausserst schwammig» definiert, monierte die WOZ, und es sei bedngstigend,
«wie sorglos die Parlamentarierlnnen mit den Grundrechten umgehen>». Weiter lastete
die Zeitung der Kantonskammer «Arbeitsverweigerung» an, weil sie sich nicht mit
diesen grundlegenden Fragen auseinandergesetzt habe. Kritisch ausgefallen ist, wie die
Presse im Mai berichtete, auch ein Rechtsgutachten, das vom Bund und den Kantonen
in Auftrag gegeben worden war. Darin warnte Rechtsprofessor Andreas Donatsch vor
einer Verletzung der EMRK - dass ein Mensch als gefahrlich eingestuft werde, gentge
nicht, um ihn einzusperren. Zum selben Schluss kamen sowohl das UNO-
Hochkommissariat flr Menschenrechte als auch die Menschenrechtskommissarin des
Europarates, Dunja Mijatovill. Man beflrchte, «dass die Anwendung dieses Gesetzes zu
erheblichen Verletzungen der Menschen- und Grundrechte fuhrt», zitierte
beispielsweise der «Sonntags-Blick» aus dem Schreiben an den Bundesrat, das funf
UNO-Sonderberichterstatter unterzeichnet hatten. Die unprézisen Formulierungen
bzw. das vage Konzept des «potenziellen Terroristen» bereiteten das Feld fur
willktrliche Freiheitsentzlige und die vorgesehenen Massnahmen seien so weder mit
der EMRK noch - da zum Teil schon ab 12 Jahren angedacht - mit der UNO-
Kinderrechtskonvention vereinbar, lautete die internationale Schelte.
Europaratskommissarin Mijatovil forderte die Schweizer Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zudem in einem Brief auf, «ihr Vorhaben zu revidieren», wie «Le
Temps>» berichtete.

Die SiK-NR goss unterdessen munter Ol ins Feuer, als sie ungeachtet der Kritik am
bundesratlichen Entwurf diesen noch verschéarfte. In ihrer Sitzung Mitte Mai 2020
erganzte sie die polizeilichen Massnahmen mit 11 zu 10 Stimmen bei 4 Enthaltungen um
eine sogenannte gesicherte Unterbringung von Gefadhrdern (GUG), d.h. eine
Praventivhaft fur Personen, die keine Straftat begangen haben, denen der
Nachrichtendienst dies aber zutraut. Sie wolle damit eine vom Nationalrat 2018
angenommene entsprechende Motion 16.3673 umsetzen, war ihrer Medienmitteilung zu
entnehmen. Die Aargauer Zeitung kommentierte diesen Entscheid in Anbetracht der
Debatte um die Rechtsstaatlichkeit des - im Vergleich zur Haft weniger
einschneidenden - Hausarrests als «Uberraschend». Als Anflhrer der starken
Minderheit, die sich in der Kommission gegen die Praventivhaft stellte, liessen die
Medien Nationalrat Beat Flach (glp, AG) zu Wort kommen: Ein liberaler Rechtsstaat
musse andere - auch «verriickt andere» - Meinungen zulassen, denn wenn wir unsere
Grundwerte Uber Bord wurfen, hatten die Terroristen uns «in die Knie gezwungen», so
Flach gegenlber der Aargauer Zeitung. Relativierend ausserte sich in derselben Zeitung
dagegen Kommissionsprasidentin Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU): «Damit man in der
Schweiz als Gefahrder eingestuft wird, braucht es mehr als eine extreme
Meinungséausserung.»

Bevor sich in der Sommersession 2020 der Nationalrat mit dem Geschéaft befassen
wird, sprachen sich in der Presse Vertreterinnen und Vertreter von
Menschenrechtsorganisationen sowie Kinder- und Grundrechtsexperten noch einmal
vehement gegen die umstrittenen Massnahmen aus. Bei der Terrorbekampfung dirften
die Menschenrechte nicht aussen vor bleiben, forderten sie unisono. Ausserdem habe
die Schweiz mit Genf als «UNO-Menschenrechtshauptstadt» durchaus einen Ruf zu
verlieren, gab eine Vertreterin von Amnesty International gegentiber dem «Corriere del
Ticino» zu bedenken. ®
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Kriminalitat

Nicht zuletzt die im Berichtsjahr in Belgien aufgedeckten Verbrechen an Kindern
lenkten die Aufmerksamkeit auch in der Schweiz verstérkt auf dieses Thema. In
Lausanne verurteilte das erstinstanzliche Strafgericht zum ersten Mal einen Schweizer
fur Unzucht mit Kindern, welche er als Tourist im Ausland (Sri Lanka und Haiti) begangen
hatte. In den beiden Landern war der Verurteilte nicht angeklagt worden. °

Polizei

Verschiedene Ereignisse machten Missstande in kantonalen Polizeien zum Gegenstand
der Mediendebatten. So 16ste etwa die Meldung, dass eine Aargauer Regionalpolizei
vorbestrafte Polizisten beschéftigte, einen kréaftigen Medienwirbel aus, der auch
Missstande in der Luzerner Polizei aufdeckte. Im Kanton Luzern hatten Polizisten trotz
Verurteilung oder schwerer Anschuldigungen Karriere machen kénnen. Als Antwort auf
die lautgewordene Kritik richtete die Luzerner Polizei eine interne Meldestelle ein und
nahm eine Reorganisation vor. Der Polizeichef Beat Hensler musste seinen Posten
rédumen. Auch die Zlrcher Polizei war nicht vor Skandalen gefeit. Die Korruptionsaffare
in der Zurcher Sittenpolizei, in der den Stadtpolizisten vorgeworfen wurde,
Informationen gegen sexuelle Dienste geliefert zu haben, entfachte eine Diskussion
Uber den Regelungsbedarf der Prostitution. ™

Immer wieder berichtete die Presse im Jahr 2016 von der vermehrten Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten und der zunehmenden Brutalitat der Angriffe. Waren im
Jahr 2000 noch knapp 800 Anzeigen wegen Gewalt und Drohung gegen Behdérden und
Beamte eingegangen, verzeichnete die Kriminalstatistik 2015 deren 2800 - mehr als
dreimal so viele wie zu Beginn des Jahrtausends. Der Verband Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB) sowie verschiedene Kantons- und Stadtpolizeien monierten
abnehmenden Respekt und zunehmende Ricksichtslosigkeit gegentber den Beamten.
Die Situation habe sich in den vergangenen Jahren stark verschlimmert, konstatierte
VSPB-Generalsekretar Max Hofmann gegenlber dem Tages-Anzeiger, und dennoch
stosse man bei der Politik auf «taube Ohren». Zusammen mit dem Tessiner Verein
«Amici delle Forze di Polizia Svizzere» und dem Verband der Tessiner
Kommunalpolizeien lancierte der VSPB deshalb eine Online-Petition mit der Forderung
nach scharferen Strafen bei Gewalt gegen die Polizei. Damit wollte er den Druck auf
die Politik erhéhen, denn durch deren bisherige Untatigkeit - eine Petition des VSPB
aus dem Jahr 2010 sowie mehrere Standesinitiativen (VD: Kt.Iv. 11.312; GE: Kt.lv. 12.306;
TI: Kt.lv. 14.301) waren im Parlament noch pendent - fuhlten sich die Polizeibeamten
nicht mehr ernst genommen, so Hofmann. Besonders betroffen seien die
Ordnungskréafte in den Stadten, wo sie - vor allem in Zlrich und Bern - immer wieder
ins Visier der linksextremen Szene gelangten oder im Rahmen von emotionsgeladenen
Sportveranstaltungen mit Hooligans zu tun héatten. Doch auch einzelne, «schlecht
gelaunte Mitmenschen» wirden etwa im Rahmen von Personenkontrollen vermehrt
ausfallig oder sogar gewalttatig, schilderte das St. Galler Tagblatt. Die Prasidentin des
VSPB, Johanna Bundi Ryser, bezeichnete die Situation in derselben Zeitung als
«alarmierend». Eine Gesetzesverscharfung allein 16se das Problem zwar nicht, aber die
jetzige Strafpraxis sei «inakzeptabel»; Gewalt durfe fur Polizistinnen und Polizisten kein
Berufsrisiko sein. Von einem hoheren Strafmass erhoffte sie sich vor allem eine
abschreckende Wirkung.

Politische Unterstltzung erhielt das Anliegen schliesslich von den beiden Nationalraten
Bernhard Guhl (bdp, AG) und Marco Romano (cvp, Tl) sowie Nationalrdtin Sylvia
Fliickiger-Bani (svp, AG). Wahrend die Aargauer SVP-Vertreterin eine entsprechende
Motion einreichte, setzten Romano und Guhl auf parlamentarische Initiativen. Guhl
versprach zudem als Prasident der parlamentarischen Gruppe fir Polizei- und
Sicherheitsfragen, die Parlamentsangehdrigen flr das Thema sensibilisieren zu wollen.
Auch in den Kantonsparlamenten, wo gemass NZZ «die Klagen der Beamten unmittelbar
vernommen werden», wurde das Thema debattiert. So legte etwa der Kanton Bern eine
weitere Standesinitiative (Kt.Iv. 16.317) fur die Verschérfung der Strafen nach. ™
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Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Wie schmal der Grad zwischen offentlichem Interesse und dem Schutz der
Personlichkeit ist, zeigt sich jeweils dann, wenn Medien Uber das Privatleben von
Politikerinnen und Politikern berichten. Im Fall der Verurteilung eines Sohnes von
Bundesrat Ueli Maurer wurde in den Medien allerdings nicht nur 6ffentliches Interesse
reklamiert, sondern auch darauf hingewiesen, dass gerade bei Vertretern der SVP, die
gegen die «Kuscheljustiz» und flur «Strafverscharfungen» weible, besonders genau
hingeschaut werden musse. Das offentliche Interesse wurde auch damit begrindet,
dass in diesem Fall die judikative Unabhangigkeit bewiesen werden musse.

Was war geschehen? Ende 2017 machte der «Zurcher Oberlander» publik, dass einer
der S6hne von Ueli Maurer vor Gericht erscheinen musse, weil er zwei Jahre zuvor unter
Alkoholeinfluss einen Autounfall verursacht habe. Die Sonntagszeitung nahm den Fall
auf und vermutete, dass es noch weitere Delikte geben musse, die dem Sohn
angekreidet wirden - die Anklageschrift werde allerdings nicht zuganglich gemacht,
erklarte die Zeitung. Mehr noch, die Verteidigung habe beantragt, den Prozess unter
Ausschluss der Offentlichkeit durchzufiihren, um die Persénlichkeit des Mandanten zu
schitzen. Der Entscheid vom Bezirksgericht Hinwil, die Medien, nicht aber die
Offentlichkeit zum abgekirzten Prozess zuzulassen, wurde vom Anwalt von Maurers
Sohn zwar weitergezogen, vom Obergericht und schliesslich vom Bundesgericht Ende
Mai 2018 aber bestatigt. Gerade wenn der Sohn eines Bundesrats vor Gericht stehe,
bestehe ein gewichtiges 6ffentliches Interesse. Als Beschuldigter habe der Angeklagte
die mit einer offentlichen Verhandlung verbundenen psychischen Belastungen
hinzunehmen. Dem Persénlichkeitsschutz solle aber Rechnung getragen werden, indem
die Veroffentlichung von Vorname, Alter, Wohnort und Fotos verboten wirden - so das
Urteil des letztinstanzlichen Gerichts.

Mitte Oktober 2018 fand schliesslich der Prozess statt und die Medien erhielten erst
dann die Anklageschrift. Neben dem Autounfall wurde der Sohn von Ueli Maurer wegen
Raub und versuchter Erpressung - Maurers Sohn hatte zusammen mit einem Kollegen
einen Mann ausgeraubt -, Sachbeschadigung, versuchter Gewalt und Drohung gegen
Behdrden und Beamte, mehrfacher Beschimpfung und Hinderung einer Amtshandlung
- bei seiner Verhaftung soll sich der junge Mann widersetzt haben - zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 16 Monaten verurteilt. Wahrend der Befragung gab der junge Mann
bekannt, stark unter dem Druck gelitten zu haben, der mit der schweizweiten
Prominenz seines Vaters einhergehe. Er sei oft fertig gemacht und beleidigt worden.
Weil die Anklage medial ausgeschlachtet worden sei, habe er zudem seine Arbeitsstelle
verloren und die damit zusammenhangende Weiterbildung abbrechen mussen.

Die Medien kommentierten den Fall unterschiedlich. Wahrend in der Weltwoche
(7.12.17) von «Schmuddelpresse und Sippenhaft» die Rede war, beleuchtete die BaZ
(23.5.18) das Schicksal der Kinder von Bundesraten. Sie mussten sich erklaren, obwohl
sie es nicht wollten, oder wollten sich erklaren, weil sie glaubten, es tun zu mussen. In
seiner Kolumne in der Weltwoche (25.10.18) lobte Peter Bodenmann (VS, sp) die Justiz,
die hart geblieben sei, fragte aber rhetorisch, wie die Volkspartei wohl reagiert hatte,
wenn «Maurer Junior» Kosovo-Albaner gewesen und der beraubte Mann der ehemalige
SVP-Nationalrat Hans Fehr gewesen ware.

Parlamentsmandat

Die Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder gaben stets Anlass zu Diskussionen.
Seit der Anderung des Parlamentsgesetzes 2002 missen Parlamentsmitglieder bei
Amtsantritt alle ihre beruflichen Tétigkeiten, die Tatigkeiten in Fuhrungs- und
Aufsichtsgremien und Beiraten oder ihre Beratungs- und Expertentéatigkeiten
offenlegen. Das Register dieser Interessenbindungen wird von den Parlamentsdiensten
gefuhrt, nachgetragen und verdffentlicht. Zwar werden also die Mandate ausgewiesen,
darlber welche Mandate in welchem Umfang bezahlt werden, herrscht aber wenig bis
keine Transparenz und verschiedene Anléufe, dies zu &ndern, waren in der
Vergangenheit jeweils gescheitert.

Allerdings schien der gesellschaftliche Druck diesbezlglich 2019 zu wachsen. Im
«Amtlisammeln» seien die Bundespolitiker emsig wie Bienen, kritisierte etwa der
«Blick» die Uber 2'000 Interessenbindungen der 246 Parlamentsmitglieder. Darunter
befanden sich auch zahlreiche «gut bezahlte P6stchen». SP-Nationalratin Mattea Meyer
(sp, ZH) wolle dies mit einer parlamentarischen Initiative &ndern. Um finanzielle und
politische Interessen durch lukrative Mandate nicht zu vermischen - der «Blick» zitierte
die Nationalratin mit den Worten «das geht in manchen Féllen Richtung Kauflichkeit
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und Korruption» - fordere Meyer einen «Lohndeckel fir Amtlisammler», lobte die
Zeitung. Einnahmen aus solchen Mandaten durften laut der Forderung nicht hoher sein
als die Entschadigung fur die Parlamentsarbeit.

Das Thema Transparenz war freilich nicht nur ein linkes, sondern auch ein rechtes
Anliegen. Auch Peter Keller (svp, NW) kommentierte in der «Weltwoche», dass
Zusatzbezlige offengelegt werden mussten. Das Parlament sei verseucht, weil sich ein
«Soldnerwesen» ausbreite: «Gewahlte Volksvertreter sind in Wahrheit als bezahlte
Lobbyisten, Po&stli-Jager und Verbandsfunktionére unterwegs», so der Nationalrat.
Ausléser fur den Beitrag von Keller war eine Untersuchung der «Weltwoche», die der
Frage nach der Kauflichkeit von Politikerinnen und Politikern nachging.
Parlamentsmitglieder wurden bis zu 30 Mandate anhaufen und sich daflr stattlich
bezahlen lassen. «Topverdiener» wurden wohl gegen eine Million Franken verdienen,
rechnete das Wochenblatt vor. Ahnliche Zahlen prasentierte Cédric Wermuth (sp, AG)
in seinem von ihm veranlassten «Lobby-Report», in dem zwei Journalisten auflisteten,
wie viel Geld die Finanz- und Versicherungsbranche an Politikerinnen und Politiker
bezahlten. Die Vergutung dieser rund 200 untersuchten Mandate - knapp zehn Prozent
aller Mandate im Parlament - schatzten sie auf rund CHF 6.5 Mio. - eine Zahl, die in den
Medien einiges Echo fand. Beide Untersuchungen zeigten freilich vor allem, wie
schwierig es ist, verlassliche Zahlen zu erhalten, die ohne Transparenz lediglich
Schéatzungen sein kdnnen.

Diskutiert wurde zudem die Idee einer Volksinitiative, mit der die Transparenz von
Nebeneinkinften gefordert wurde. Ein éhnliches Begehren war bereits 2011 lanciert
worden, letztlich aber an der Unterschriftenhirde gescheitert. Einer der damals
federflhrenden Initianten, Lukas Reimann (svp, SG), gab dem «Sonntags-Blick» zu
Protokoll, dass es in den letzten Jahren noch «viel schlimmer» geworden sei. Es sei
offensichtlich, dass «etliche» Parlamentsmitglieder «im Interesse ihrer Geldgeber
stimmten». Damals wie heute mit im Komitee sass auch Aline Trede (gp, BE). Es gebe
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die «ein Nebenamt bei einer
Krankenkasse haben und munter das Gesundheitswesen préagen», so die Nationalratin
ebenfalls im Sonntags-Blick. Wer sich nicht an die Offenlegungspflicht halte oder
betrige, solle aus den Kommissionen verbannt werden, so die Forderung der Initiative,
fur die allerdings bis Ende 2019 die Unterschriftensammlung nicht gestartet worden
war.

Kurz vor den eidgendssischen Wahlen lancierte auch Regula Rytz (gp, BE) einen in den
Medien aufgenommenen Vorstoss in Form einer parlamentarischen Initiative, der sich
den Europarat zum Vorbild nahm. Dort mussen alle Einnahmen tber € 200 mit Herkunft
angegeben werden. Dieser Regelung unterwarfen sich aktuell zehn der zwdlf
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier, die im Parlament des Europarates
sitzen. Alfred Heer (svp, ZH), einer dieser zehn, glaubte allerdings nicht an den Nutzen
dieser Transparenz. Die Angaben wuirden nicht Uberprift und es kdnnten beliebige
Ertrdge angegeben werden. Thomas Miller (svp, SG), neben Hannes Germann (svp, SH)
einer der beiden Parlamentarier, die sich als Mitglied der Delegation den Regeln nicht
unterwerfen wollten, befand in der Aargauer Zeitung, dass auch Politiker «Anspruch auf
Privatsphare» hatten. Was er verdiene, gehe niemanden etwas an. Hannes Germann
warnte, dass die angestrebte Regelung in der Schweiz viele Leute abschrecken koénnte,
ein Parlamentsmandat zu Ubernehmen, weil sie in einem Milizsystem ja auf Einklnfte
neben den Parlamentarierentschadigungen angewiesen seien. ™

Wirtschaft
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Landwirtschaft
Tierhaltung, -versuche und -schutz

Nachdem im April 2015 am Sechselduten in Zlrich ein 25-jahriges Pferd einen
plotzlichen Herztod erlitten hatte und vor Publikum verstorben war, wurde medial die
Frage debattiert, ob es sich bei dem Ritt um den brennenden Bédgg um Tierqualerei
handle. Wahrend das Zentralkomitee der Zlnfte (ZZZ) betonte, dass ihnen die
Sicherheit der Tiere sehr am Herzen liege und das betroffene Tier schon mehrmals
zuvor unbeschadet an der Tradition teilgenommen habe, kritisierte der Zicher
Tierschutzverband, dass solche Veranstaltungen fir die Tiere eine grosse Belastung
bedeuteten.

Im Herbst desselben Jahres gelangte die Frage nach dem gesellschaftlichen Umgang
mit Tieren erneut in die Medien. Wie eine Studie der Stiftung fir das Tier zeigte,
fuhrten die Kantone im Jahr 2014 schweizweit 1709 Tierschutz-Strafverfahren durch.
Diese Zahl lag 9.2 Prozent héher als noch im Vorjahr und dreimal héher als noch vor 10
Jahren. Als Grund fur den Anstieg nannte die Co-Autorin der Studie, Nora Fllckiger,
dass sich die Durchsetzung des strafrechtlichen Tierschutzes verbessert habe und
mehr Delikte konsequent untersucht wirden als friher. Allerdings zeigten sich grosse
Unterschiede zwischen den Kantonen: Wahrend es im Kanton Zlrich zu 337 Verfahren
kam, waren es im Kanton Genf gerade mal 41 Falle. ™

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Die 8. Europdische Konferenz der Raumordnungsminister (CEMAT), eine
Fachministerkonferenz der Europaratsstaaten, fand zum ersten Mal in der Schweiz
(Lausanne) statt und war dem Problem der Bodennutzung gewidmet. Im Mittelpunkt
stand das von der schweizerischen Delegation vorgelegte Dokument zum Thema
«Haushalterische Nutzung des Bodens - Grundlagen und Grenzen unserer
Entwicklung», welches den Zusammenhang von Bodenschutz und BodOennutzung
aufzeigt und den Einbezug von dkologischen Gesichtspunkten fordert. Diese Postulate
wurden als aktuelle Zielsetzungen anerkannt; in ihrer Schlussresolution bekannte sich
die Konferenz zu einer Raumordnungspolitik, welche sowohl im landlichen als auch im
stadtischen Bereich zu einem sparsamen und schonenden Gebrauch des Bodens
fuhren soll. Dieser Ausgang der Konferenz wurde als Erfolg der schweizerischen
Delegation gewertet, weil in vielen Mitgliedstaaten Raumordnungspolitik bislang
hauptsachlich in der Férderung zurlckgebliebener Landesteile bestand und Umwelt-
und Bodenschutz noch keine Rolle spielten. ™

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Zahlreiche nationale und internationale Veranstaltungen trugen 1972 dazu bei, das
Bewusstsein fiir die ernstliche Gefahrdung der Umwelt des Menschen zu schérfen.
Eine Umweltkonferenz der UNO, die in Stockholm stattfand und an der sich die Schweiz
beteiligen konnte, verabschiedete eine Reihe von Grundsatzen, die allerdings noch
recht unbestimmt blieben; zugleich aber sah sie organisatorische Massnahmen und
zwischenstaatliche Aktionen vor. Der Europarat behandelte einen umfassenden Bericht
Uber Umweltprobleme, und der Ministerrat der OECD gab Empfehlungen aus, die das
Prinzip enthielten, dass der Verursacher von Umweltschaden die Kosten fur deren
Behebung zu tragen habe. In der Schweiz wurden Symposien und Seminarien
durchgefuhrt, die sich insbesondere mit dem Verhaéltnis zwischen Wirtschaftswachstum
und Umwelterhaltung befassten, und verschiedene Organisationen stellten ihre
Jahrestagungen in den Rahmen der Umweltproblematik. Dabei kamen sowohl
Verfechter einschneidender Schutz- und Steuerungsmassnahmen wie auch Vertreter
von Wirtschaftsund Konsumenteninteressen zum Wort. Die Schweizerische
Gesellschaft fur Umweltschutz formulierte zwdlf Thesen, die eine Festsetzung von
Belastungsgrenzwerten, Beschrankungen der belastenden Aktivitdten sowie die
Einflhrung des Verursacherprinzips verlangten. Eine Koordination der zahlreichen
Bestrebungen und die Publikation regelmassiger Informationen wurden eingeleitet,
eine Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur Umweltforschung ins Leben gerufen.
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Gelegentlich wurde auch die Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung als Mittel
zur Erhaltung des 6kologischen Gleichgewichts beflirwortet. Anderseits fehlte es nicht
an Stimmen, die vor der Ausbeutung von Umweltbesorgnissen durch extreme Ideologien
oder durch wirtschaftliche Interessen warnten.

Klimapolitik

Im November 2018 hatten einige Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten der
Gruppierung «Lausanne Action Climat», in einer Lausanner Credit Suisse-Filiale Tennis
gespielt. Geméass Medienberichten sei es dieser Gruppierung darum gegangen, darauf
aufmerksam zu machen, dass auch Roger Federer, dessen Stiftung von der Credit
Suisse gesponsert wird, keine Ahnung davon habe, dass diese Bank Investitionen in
Milliardenhéhe in umweltschadliche Unternehmen tétige. Weil sich die Aktivistinnen
und Aktivisten gegen die Strafen in der Hoéhe vom rund CHF 22'000 fur
Hausfriedensbruch und die Durchfihrung einer unbewilligten Kundgebung wehrten,
kam es im Januar 2020 am Bezirksgericht in Renens (VD) zu einem von den Medien stark
beachteten Gerichtsprozess. Die Credit Suisse verzichtete auf eine Teilnahme am
Prozess. Als Expertinnen und Experten dusserten sich die Klimawissenschaftlerin Sonia
Seneviratne und der Physiker und Nobelpreistrager Jacques Dubochet. Die 13
Anwéltinnen und Anwaélte der Angeklagten hoben in ihren Pladoyers verschiedene
Aspekte hervor, wie etwa den Finanzplatz Schweiz und seine Rolle als Finanzier von
umweltschadlichen Investitionen oder die Legitimitat von zivilem Ungehorsam. Die
Medien berichteten, dass das Ziel der Pladoyers darin bestanden habe, das Gericht
davon zu Uberzeugen, dass die Aktion angesichts des fortschreitenden Klimawandels
unbedingt notwendig war.

Am 13. Januar 2020 verkindete der Einzelrichter Philippe Colelough sein Urteil. Dieser
sprach die Aktivistinnen und Aktivisten frei, mit der Begrindung, dass die Aktion
friedlich verlaufen und hauptsachlich aus sogenannt rechtfertigendem Notstand heraus
geschehen sei. Richter Colelough wies aber auch darauf hin, dass das geltende Recht
solche Aktionen nur im Falle eines Notstands erlaube, wenn sie raumlich und zeitlich
begrenzt stattfanden und fir niemanden eine Gefahr darstellten. Zudem kénne das
Urteil noch angefochten werden.

Die Reaktionen in der Offentlichkeit reichten von euphorisch bis entsetzt. Die
Wochenzeitung begrusste das Urteil vollumfanglich. Der Prozess sei wegweisend fur die
Frage der Legitimitdt von Protestformen gewesen. Auch Pierre Buhler,
Honorarprofessor fir Theologie an der Universitat Zurich, sprach sich fur das Verdikt
aus. Er erlauterte, dass die ethische Legitimation Uber dem geltenden Recht stehe. Der
ehemalige Bundesrichter Niklaus Oberholzer konnte das Urteil ebenfalls nachvollziehen
und stufte es als juristisch gut begriindet ein. Es sei aber keinesfalls als Freipass flr
weitere Aktionen zu sehen. Die Aargauer Zeitung berichtete derweil, dass das Urteil
weitergezogen werde, dies habe die Staatsanwaltshaft bereits angekindigt.
Nichtsdestotrotz habe es die Gruppierung geschafft, auf den Umstand aufmerksam zu
machen, dass Banken Kredite an Unternehmen verliehen, welche ihr Geld mit fossilen
Energietréagern verdienten. Der Druck auf die Banken wachse durch solche Aktionen.
Andere Zeitungen widersprachen diesen Argumenten. Sie waren der Ansicht, dass die
Aktivistinnen und Aktivisten dem Kampf gegen den Klimawandel mit solchen Aktionen
einen Barendienst erwiesen hatten. Der Inlandredaktor der NZZ stufte das Urteil als
gefahrlich ein. Man durfe den Klimawandel nicht missbrauchen, um die Rechtslage fur
gewisse politische Gruppierungen zurechtzubiegen. Ein Gesetzesverstoss bleibe ein
Gesetzesverstoss und der Zweck heilige die Mittel keineswegs. Die Weltwoche konnte
das Urteil ebenfalls nicht nachvollziehen und sprach von einem Rechtsbruch und einem
politischem Entscheid. Sie prophezeite, dass es zu chaotischen Zustdnden kommen
werde, wenn jede Person ihre Vorstellungen von Moral Uber das Gesetz stellen kénne.
Weitere Zeitungen zitierten Juristen, wie etwa den Inhaber des Lehrstuhls fir
Strafrecht und Rechtsphilosophie der Universitat Fribourg, Marcel Niggli, die den
Freispruch als Fehlurteil einstuften. Man habe in diesen Fall nicht von einem
rechtfertigenden Notstand sprechen kénnen, da es auch andere, legale Moglichkeiten
gegeben hatte, um auf die Problematik aufmerksam zu machen. Zudem habe keine
unmittelbare Gefahr bestanden. Schliesslich sei das Urteil politisch motiviert gewesen;
es solle in der Rechtssprechung allerdings nicht um gut und bése, sondern um Recht
und Unrecht gehen, befand Niggli. 7
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

In der anschliessenden Vernehmlassung in den Kantonen zeigte sich, dass der
traditionelle «Rostigraben» nun auch von einen «Haschischgraben» Uberlagert wird.
Wahrend sich die deutschsprachigen Kantone - zum Teil zwar mit gewissen
Vorbehalten in bezug auf die Straffreiheit beim Konsum von «harten» Drogen,
vereinzelt aber auch mit weitergehenden Empfehlungen, z.B. der Abgabe von Heroin an
Suchtige - fur die im Drogenbericht enthaltenen Vorschlage aussprachen, lehnten die
welschen Kantone und der Tessin jegliche Straffreiheit kategorisch ab. Interessant war
dabei die Haltung der Zlrcher Kantonsregierung, die sich fir eine Liberalisierung bei
den «weichen» Drogen aussprach, den Handel und Konsum von «harten» Drogen aber
weiterhin unter Strafe stellen méchte und die Abgabe von Heroin an Siichtige ablehnte.
Sie stellte sich damit in einen gewissen Widerspruch zum Zlrcher Kantonsrat, der im
September die Regierung aufgefordert hatte, eine Standesinitiative einzureichen,
welche eine Liberalisierung des Betdubungsmittelgesetzes in dem Sinne verlangen
sollte, dass der Handel und Konsum von Drogen geringer Gefahrlichkeit und der
Konsum sowie die Beschaffung der lbrigen Drogen zum Eigengebrauch straffrei werden
sollten. ™

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Depuis quelques années, le délit de solidarité fait parler de Ilui dans le domaine de
|'asile et des personnes exilées. Les procés de Cédric Herrou et Pierre-Alain Mannoni
en France, Pia Klemp, Carola Rackete et Claus-Peter Reisch en Allemagne ont soulevé le
débat sur la légitimité des lois face a des situations de détresse. En Suisse aussi, la
question s'est posée. En 2017 déja, la députée au parlement tessinois Lisa Bosia Mirra
était condamnée pour avoir aidé de jeunes demandeurs d'asile mineurs a passer la
frontiere entre I'ltalie et la Suisse. Bastien, Théo et Eleonora, dits les 3 de Briancon, ont
été jugé-e-s en 2018 pour des faits similaires, de méme que le pasteur Norbert Valley,
qui hébergeait un homme sans-papiers togolais. La doyenne de ces désobéissant-e-s,
Anni Lanz, a fait appel en aolit 2019 contre sa condamnation a 800 francs d'amende,
pour avoir ramené en Suisse un requérant d'asile afghan débouté, qui souffrait de
stress post-traumatique et dont la sceur vit en Suisse. Le juge cantonal s'est montré
inflexible, estimant que la militante de 73 ans aurait pu trouver une autre solution pour
venir en aide a son ami.

Si ces situations sont les plus médiatisées, elles ne sont pourtant pas isolées. Lors de
|'année 2017 en Suisse, 1175 personnes ont été condamnées pour incitation au séjour
illégal, selon la WOZ. Une grande partie d'entre-elles auraient agi pour des motifs
humanitaires.

L'initiative parlementaire Mazzone (verts, GE), ainsi que la pétition qui la soutient,
visent la suppression du délit de solidarité en Suisse.

Kinder- und Jugendpolitik

Auf kantonaler und lokaler Ebene befassten sich verschiedene parlamentarische
Vorstdésse mit den Problemen der Jugendpolitik. Die Diskussionen und
Auseinandersetzungen um den Bau, die Leitung und den Unterhalt von Jugendzentren
und Notschlafstellen nahmen ihren Fortgang. Wéhrend in Luzern und Solothurn unter
guten Vorzeichen Jugendhauser eréffnet wurden, flihrte in Zirich das vom Stadtrat
vorgelegte 35-Millionen-Projekt eines Jugendhauses zu Kontroversen und ablehnenden
Stellungnahmen, die kaum Hoffnung auf eine baldige Verwirklichung dieser Institution
zulassen. Im Zusammenhang mit der 1974 in Kraft tretenden Teilrevision des
Jugendstrafrechts (Cf. die strafrechtliche Uberpriifung 1971) und dem weiterhin akuten
Drogenproblem standen die erzieherischen und therapeutischen Massnahmen im
Vordergrund des Interesses. Dabei wurde betont, dass es von seiten der Kantone wie
des Bundes grosser Anstrengungen bedirfe, um die flur den sinnvollen und
gesetzeskonformen Vollzug des Jugendstrafrechts noétigen differenzierten und
spezialisierten Heime zu schaffen. Konflikte in verschiedenen Heimen fanden in der
Presse eine breite Darstellung. Die Ausweisung von Schweizer Jugendlichen aus der von
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der Lehrlingsorganisation Hydra gegrindeten und von politischen und kirchlichen
Personlichkeiten unterstitzten Pioniersiedlung Longo Mai in Sudfrankreich machte
weite Kreise auf einen Versuch aufmerksam, das Stadium der blossen Kontestation
durch Selbstverantwortung und konstruktiven Idealismus zu tberwinden. ?°

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Dass noch immer ein Mangel an Stand- und Durchgangsplétzen fir Fahrende in der
Schweiz herrsche, wie dies ein vom Bundesrat verabschiedeter Bericht bereits 2006
nachgewiesen hatte, wurde 2014 Uberdeutlich. Ein paar Tage vor Er6ffnung der BEA
liessen sich einige hundert Fahrende auf der Kleinen Allmend im Berner Wankdorf
nieder, um gegen die Platznot zu protestieren. Da das Areal flur Parkplatzmoglichkeiten
wéhrend der BEA vorgesehen war, beschloss die Stadt Bern bereits am ersten Tag nach
Protestbeginn die Rdumung des Areals. Die Fahrenden verliessen das Gelande nicht
freiwillig, worauf die Polizei Uber 70 Personen einer Personenkontrolle unterzog. Kurz
darauf bewilligten die Stadte Bern und Biel, wohin die Fahrenden nach der Rdumung
der Kleinen Allmend weiterzogen, je einen provisorischen Durchgangsplatz. Der Berner
Stadtprasident Alexander Tschappéat ausserte Kritik am eigenen Kanton, da seit dem
Bundesgerichtsentscheid im Jahr 2003 nichts unternommen worden war, um den
Rechtsanspruch der Fahrenden durchzusetzen. Zwei Drittel aller Stellplatze innerhalb
des Kantons befanden sich bereits in Bern und Biel. Gerhard Mullhauser, Sprecher der
Schweizer Fahrenden, hob den Kanton Aargau als einziges Beispiel mit Vorbildcharakter
hervor. Seit 2007 sorgt dort die Fachstelle Fahrende fir den Bau neuer sowie fur den
Unterhalt bestehender Platze. Dariber hinaus erméglichen Besuche der Behdérden auf
dem Geldnde einen regelméssigen Dialog. Die Akzeptanz der Fahrenden bei der
Aargauer Bevolkerung sei hoch, betonte der Leiter der Fachstelle. Dies kénne jedoch
darauf zurtckzufihren sein, dass alle Platze mit einer Ausnahme ausschliesslich fur
Schweizer Fahrende vorgesehen seien. Gegentber auslandischen Fahrenden bestiinden
nach wie vor grosse Vorbehalte. Ein im September publizierter Bericht der
Européischen Rassismuskommission (ECRI), der sich auf eine 2013 durchgefihrte
Studie Uber die Qualitat der Schweizer Medienberichterstattung Uber Roma berief,
stellte seit 2007 zwar eine Zunahme der Schweizer Medienberichterstattung ber Roma
fest. Dabei sei aber nicht wie in anderen Staaten die erlittene Diskriminierung der Roma
Thema der Beitrage, sondern es kursierten vorwiegend negative Schlagzeilen, was einen
entscheidenden Einfluss auf die 6ffentliche Wahrnehmung der Gruppe héatte. In ihrem
Bericht hélt die ECRI fest, dass in Erfillung des Artikels 19 des
Kulturférderungsgesetzes, welcher den Fahrenden ermdglichen soll, im Einklang mit
ihrer Kultur zu leben, kaum Fortschritte erzielt wirden, resp. sich die Situation in den
letzten Jahren teilweise gar verschlechtert habe. Die Kommission empfahl den
Schweizer Behdrden dringlichst, zuséatzliche Stellplatze zu schaffen und angemessene
Massnahmen zur Verbesserung der Bildung der Kinder der Fahrenden zu treffen. Ende
November préasentierte der Bundesrat seine Kulturbotschaft und damit auch ein
Bekenntnis zur Verbesserung der Situation von Fahrenden. Die zu diesem Zwecke
eingesetzte Arbeitsgruppe traf sich im November bereits zu einem ersten Treffen, das
jedoch mit dem frihzeitigen Verlassen von Vertretern der betroffenen Gruppen abrupt
endete. Diese fUhlten sich nicht ausreichend involviert und sahen ihre Forderung nach
sofortiger Schaffung von zusétzlichen Stellplatzen nicht umgesetzt. Ende Jahr wurde
bekannt, dass die Gespréache im Folgejahr doch wieder aufgenommen werden sollen.
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Medien
Neue Medien

Bundespolizei, Provider und betroffene Bundesdmter setzten angesichts der
rechtlichen Unsicherheiten, die sich im Zusammenhang mit der Sperrung von
rassistischen und pornographischen Websites ergaben, eine Kontaktgruppe .,Zugang
zu strafbaren Inhalten im Internet™ ein. Denn trotz dem 1998 in Kraft getretenen neuen
Medienstrafrecht standen noch zahlreiche Fragen offen. So sollte die Gruppe nach
Losungen suchen zwischen einer generellen Sperrung gewisser Websites - was einer
staatlichen Vorzensur gleichkdme - und einem Delegieren der Uberpriifung
entsprechender  Sites an die  Provider- was diesen  strafrechtliche
Uberprifungssaufgaben auferlegen wiirde. Besonders umstritten war, ob Provider nur
fir Websites verantwortlich sind, die auf ihren Servern abgespeichert werden, oder
auch fur solche, zu denen sie nur den Zugang verschaffen. #
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